
Ergebnisse und Rückmeldungen 

Die Befragung wurde gemeinsam durchgeführt von den ADFC-Ortsverbänden 
Bad Vilbel / Karben und Bad Nauheim / Friedberg.



Die Befragung 

Bei der Befragung wurden am 25. August 2023 alle 25 Kandidierenden 

der drei Wahlkreise in der Wetterau über ihre Wahlkampfbüros 

angeschrieben und um Rücksendung eines beigefügten Fragebogens 

bis zum 15. September 2023 gebeten. Die Fragen richten sich auf  

Reformvorschläge zur Verbesserung der Radverkehrssituation in 

Hessen, die in der nächsten Legislaturperiode des Hessischen 

Landtags angegangen werden sollten.

Neun Kandidierende haben den Bogen ausgefüllt und 

zurückgesendet. Die ADFC-Ortsverbände Bad Vilbel / Karben und Bad 

Nauheim / Friedberg danken ihnen sehr für die Bereitschaft, auf 

diesem Wege die persönliche Sichtweise und die Bereitschaft zur 

Unterstützung der Vorschläge des ADFC zu dokumentieren.

Die folgenden Kandidierenden 
haben den Fragebogen 
ausgefüllt:

• Annette Wetekam, CDU
• Lisa Gnadl, SPD
• Marcus Stadler, Die Grünen
• Sabina Eberlein, Die Grünen
• Gabi Faulhaber, Die Linke
• Fatma Demirkol, Die Linke
• Erich Spamer, Freie Wähler
• Christian Rohde, AfD
• Andreas Lichert, AfD 



Die Fragen



Die Fragen



Die Antworten
Die Antworten konnten über eine 

5-stufige Bewertungsskala 
angekreuzt werden.



Die Freitext-Antworten
Einige Kandidierende haben ergänzende Hinweise in einem Freitextfeld hinzugefügt:

Annette Wetekam, CDU:
Vielen Dank für Ihre Befragung zu einem Thema, das auch für mich eine Herzensangelegenheit ist und vorangetrieben werden muss.

Bei allen Fragen zu höherem Finanzierungsaufwand musste ich mit Blick auf die rückläufige konjunkturelle Entwicklung im Land
Einschränkungen hinterlegen. Herzlichen Dank und ich freue mich auf die Auswertung

Lisa Gnadl, SPD: 
Vielen Dank für Ihre Fragen und Ihr Engagement! Beim Radwegeausbau muss in Hessen und im Wetteraukreis noch viel passieren! Aus den 

Erfahrungen in meinem Wahlkreis, der im ländlichen Raum liegt, weiß ich, dass die Planungsverfahren viel zu lange dauern. Nach 40 Jahren wird es 
endlich Zeit, dass z.B. der Radweg zwischen Ranstadt und Ortenberg-Selters gebaut wird. Häufig fehlt es uns an den Querver-bindungen, damit das 
Rad zu einer echten Alternative zum Auto in den ländlich geprägten Gegenden wird. Deswegen setze ich mich für ein 5-Jahre-Landesprogramm ein, 

das jede Landesstraße mit einem parallelen separaten Radweg ergänzt. In jedem Landkreis soll ein Pilot-Radschnellweg gebaut werden, um deren 
Machbarkeit in die Fläche zu bringen. Bei Frage 7 habe ich mit „unentschieden“ geantwortet, weil nochmal unterscheiden würde zwischen neuen 

Projekten und den bereits begonnenen Ausbauprojekten. Die bereits angefangenen Straßenbauprojekte sollten abgeschlossen werden. Ich bin aber 
absolut dagegen, neue Autobahn- projekte anzustoßen! Bei Frage 6 bin ich gespannt auf die anstehenden Änderungen im Straßenverkehrsgesetz. 

Soweit ich weiß, soll die Vorlage der Bundesregierung ab Herbst im Bundestag beraten werden. Das ist eine gute Gelegenheit, schon jetzt für 
Klimaschutz und Verkehrssicherheit einzutreten und es den Kommunen zu erleichtern, Tempo 30 ganztägig innerorts zu beantragen.



Die Freitext-Antworten – Teil 1
Einige Kandidierende haben ergänzende Hinweise in einem Freitextfeld hinzugefügt:

Marcus Stadler, Die Grünen:
Es sollte, meiner Meinung nach, die Regelung eingeführt werden, dass bei Pkw-Fahrradunfällen die Beweislast grundsätzlich erst 

einmal beim Pkw-Fahrer liegt. Das würde zu mehr Rücksichtnahme im Verkehr gegenüber den deutlich leichter verletzbareren 
Fahrradfahrer*innen führen.

Gabi Faulhaber, Die Linke:
Als Radfahrerin kann ich Ihren Forderungen nur zustimmen!

Fatma Demirkol, Die Linke:
Ganz wichtig finde ich auch, dass beim Bau der Radwege besonders auch Rücksicht auf fahrradfahrende Kinder genommen werden muss.

Die Wege müssen breit genug sein, damit sie und auch Menschen mit Handicap bequem mit ihren Fahrrädern unterwegs sein können.
Ich möchte besonders diese Menschen unterstützen, damit sie mehr am sozialen Leben teilhaben können. Besonders ihre Fahrräder

müssen finanziell mehr gefördert werden – vor allem aber mit weniger Bürokratie.

Erich Spamer, Freie Wähler:
Persönlich fahre ich sehr viel Rad und kann daher aus eigener Erfahrung sagen, dass die Verkehrssicherheit der Radfahrer nachhaltig 

verbessert werden muss; sie selbst müssen sich aber auch an bestehende Verkehrsregeln halten.
Das Tragen eines Helms sollte gesetzlich verpflichtend geregelt werden.



Die Freitext-Antworten – Teil 2
Einige Kandidierende haben ergänzende Hinweise in einem Freitextfeld hinzugefügt:

Andreas Lichert, AfD:
Die Sicherstellung der individuellen Mobilität aller Bürger mit einem zukunftsfähigen Verkehrskonzept, das die Ausgewogenheit persönlicher, 

wirtschaftlicher und ökologischer Interessen in den Vordergrund stellt, ist das Kernanliegen der AfD Hessen. Die freie Wahl des Verkehrsmittels ist für uns 
ein fundamentales Bürgerrecht. Ein generelles Tempolimit auf den Bundesautobahnen lehnen wir genauso ab wie generelles bzw. Regel-Tempo (siehe 6. 

und 11.) 30 im innerstädtischen Bereich. Beide Verbote bringen nachweislich weder eine Reduktion der Verkehrsunfälle noch eine nennenswerte 
Verringerung der Schadstoffe. Der breitangelegte Umbau von Autofahrspuren in Fahrradwege in Hessens Städten muss auf den Hauptverkehrsachsen 
umgehend gestoppt werden, in einzelnen Fällen rückgängig gemacht. Wir befürworten Radschnellwege entlang bestehender Bundesstraßen. Bei der 

Planung sind die Baukosten in ein sinnvolles Verhältnis zum tatsächlich zu erwartenden Verkehr zu setzen. Da Personal und andere Ressourcen im Bau- und 
Planungsrecht für Verkehrswege auf lange Zeit nicht ausreichend vorhanden sein werden, würde der Ausbau von „Radwegplanungskapazitäten“ 

automatisch zulasten anderer Verkehrsprojekte gehen, die häufig einen noch höheren Stellenwert als Radwege haben und das tragen wir nicht mit. 
Fußgänger sind die zweitgrößte Gruppe im Individualverkehr. Sie sind durch eine abgestimmte Planung und Durchführung von Fußgängerpassagen und 

Fahrradwegen vor den Gefahren eines zunehmenden Radverkehrs konfliktfrei zu schützen.

Christian Rohde, AfD:
Die Sicherstellung der individuellen Mobilität aller Bürger mit einem zukunftsfähigen Verkehrskonzept, das die Ausgewogenheit persönlicher, wirtschaftlicher 
und ökologischer Interessen in den Vordergrund stellt, ist das Kernanliegen der AfD Hessen. Die freie Wahl des Verkehrsmittels ist für uns ein fundamentales 

Bürgerrecht. Ein generelles Tempolimit auf den Bundesautobahnen lehnen wir genauso ab wie generelles Tempo 30 im innerstädtischen Bereich. Beide 
Verbote bringen nachweislich weder eine Reduktion der Verkehrsunfälle noch eine nennenswerte Verringerung der Schadstoffe. Der breitangelegte Umbau 

von Autofahrspuren in Fahrradwege in Hessens Städten muss auf den Hauptverkehrsachsen umgehend gestoppt, in einzelnen Fällen rückgängig gemacht 
werden. Wir befürworten Radschnellwege entlang bestehender Bundesstraßen. Bei der Planung sind die Baukosten in ein sinnvolles Verhältnis zum 

tatsächlich zu erwartenden Verkehr zu setzen.


